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Einleitung 

Der 1958 geschaffene  französische Conseil Constitutionnel (CC) blieb 
weit davon entfernt,  eine ähnliche Berühmtheit zu erlangen wie das 
deutsche Bundesverfassungsgericht  oder die italienische Corte costitu-
zionale. Während nahezu jedermann in Frankreich den traditionsreichen 
Conseil d'Etat kennt, ist der CC weitgehend unbekannt geblieben. In 
Deutschland wissen nur verhältnismäßig wenige Spezialisten von seiner 
Existenz. 

I n der Tat kann man den CC nicht mi t den nationalen Verfassungs-
gerichtshöfen in Deutschland und Ital ien vergleichen; seine Befugnisse 
sind ungleich geringer. Gleichwohl kommt ihm eine erhebliche Bedeu-
tung zu. Diese ergibt sich einmal daraus, daß der Grundsatz von der 
Unüberprüfbarkeit  der Gesetze, ein jahrhundertealtes Prinzip des fran-
zösischen Verfassungsrechts,  aufgegeben worden ist. Erstmalig ist eine 
wirksame Verfassungsmäßigkeitskontrolle  eingeführt  worden; es ist 
eine Institution geschaffen,  deren Kompetenzen zu einem vollstän-
digeren System der Verfassungskontrolle  ausgebaut werden können. 
Was die bisherigen Kompetenzen anbetrifft,  so sind diese vor allem in 
engem Zusammenhang mit der 1958 eingeführten Grenzziehung zwi-
schen den Bereichen von Gesetz und Verordnung zu sehen. Die Schaf-
fung des CC dient in erster Linie zur Absicherung dieser Grenzziehung. 
Die Konkretisierung der Normen, die die Kompetenzen des Parlaments 
bestimmen, hängt — außer vom Conseil d'Etat — entscheidend von der 
Rechtsprechung des CC ab. Von erheblicher Bedeutung ist daneben die 
obligatorische CC-Kontrolle bestimmter Normgruppen, nämlich der 
Geschäftsordnungen von Nationalversammlung und Senat und der lois 
organiques. Die Entwicklung des Parlamentsrechts und wichtiger Be-
reiche des materiellen Verfassungsrechts  kann dadurch vom CC ge-
steuert werden. 

Eine Untersuchung über die Normenkontrolle des CC nach mehr als 
zehnjähriger Rechtsprechung dieses Organs kann in erheblichem Um-
fang praktische Erfahrungen,  das Selbstverständnis des CC und die Er-
gebnisse seiner Rechtsprechung berücksichtigen. Sie kann i n zahlreichen 
Fällen ermitteln, welche Veränderungen sich durch die Verfassung von 
1958 im Verhältnis der verschiedenen Normengruppen zueinander er-
geben haben. So stellt sich neben dem zentralen Problem der neuen 

2 Goose 
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Abgrenzung von Gesetz und Verordnung die Frage nach dem Rang der 
1958 neu definierten lois organiques im Vergleich zu den einfachen 
Gesetzen und nach den Unterschieden zwischen parlamentarischen Ge-
setzen und den im Referendum angenommenen. Die Frage nach dem 
Rang der Präambel gewinnt neue Bedeutung, diejenige nach der Funk-
t ion der principes generaux du droit stellt sich angesichts der neuen 
Abgrenzung von Gesetz und Verordnung in veränderter Form. 

Diese Andeutungen zeigen bereits, daß eine Untersuchung über Funk-
tion und Ergebnisse der Rechtsprechung des CC zentrale Fragen der 
französischen Verfassungsrechtsentwicklung  zu behandeln hat. Sie 
scheint aus der Sicht eines mi t Frankreich besonders eng verbundenen 
Nachbarlandes um so eher gerechtfertigt,  als in Frankreich selbst noch 
keine Monographie über den CC erschienen ist1 und zahlreiche Fragen 
im Zusammenhang mit seinen Aufgaben noch nicht diskutiert worden 
sind. Die Untersuchung war allerdings zweckmäßigerweise auf die 
Normenkontrollfunktion  des CC zu begrenzen, wei l die anderen Kompe-
tenzen des Verfassungsrats  sehr heterogen und weniger bedeutsam 
sind; auch wäre es dafür nicht notwendig, eine Darstellung im Lichte 
der bisherigen Rechtsprechung zu geben. 

Im übrigen beschränkt sich die vorliegende Arbeit auf das geltende 
Recht. Zu den Gründen für das Verbot der Verfassungsmäßigkeits-
prüfung und den Versuchen zu seiner Überwindung gibt es — auch in 
der deutschen Literatur — verschiedene Darstellungen2; der Verfasser 
hat sie deswegen nur ganz kurz skizziert. 

Nach einer Darstellung derjenigen Neuerungen in der Verfassung 
von 1958, die die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit  notwen-
dig machten, w i rd zunächst die Institution geschildert, der die Normen-
kontrollbefugnisse übertragen sind. Den Hauptteil der Arbeit bildet 
eine Untersuchung der Normenkontrollverfahren.  Nach einem Uber-
blick über die einzelnen Verfahren  und ihre praktische Bedeutung wi rd 
untersucht, welche Normen vom CC überprüft  werden können und 
welche Prüfungsmaßstab sein können. Ein weiteres Kapitel ist Einzel-
fragen der Prüfungsbefugnis  des CC und der Wirkung seiner Entschei-
dungen gewidmet. 

1 Al lerdings wurde 1967 ein sehr ausführlicher  Aufsatz von Favoreu  über 
die Normenkontrol l funkt ion  des Conseil Constitutionnel veröffentlicht  (Le 
Conseil Constitutionnel régulateur de l 'act iv i té normative des pouvoirs 
publics, RDP 1967, 5—120). 

2 Vgl. Wilhelm  Buerstedde:  Die Kontrol le der Verfassungsmäßigkeit  der 
Gesetze in Frankreich, Diss. Göttingen 1955; Collofong,  Elemente einer Ver-
fassungsgerichtsbarkeit  i n Frankreich — Von Sieyes bis zum Verfassungsrat 
der V. Republik —, Diss. Mainz 1964. 



Einleitung 

Nach einer kurzen Darstellung der Methoden des CC und besonders 
wichtiger Einzelergebnisse der Rechtsprechung zur Abgrenzung von 
Gesetz und Verordnung wi rd die bisherige Beurteilung des CC geschil-
dert und die Frage nach den Chancen für eine Weiterentwicklung der 
Verfassungsgerichtsbarkeit  in Frankreich gestellt. 


